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Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 wurde das in Art. 294 des Ver-

trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geregelte ordentliche Gesetzgebungsver-

fahren zum zentralen Gesetzgebungsverfahren der Europäischen Union (EU) bestimmt. Es ersetzt das

zuvor in Art. 251 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) normierte Verfah-

ren der Mitentscheidung, wobei sich die Abläufe beider Verfahren in weiten Teilen decken. Ände-
rungen finden sich beim Initiativrecht und bei der Beschlussfassung, zudem wurde der Anwendungs-

bereich des neuen Verfahrens gegenüber dem des Mitentscheidungsverfahrens erheblich ausgeweitet.

Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren be-
steht aus bis zu drei Lesungen mit der Mög-
lichkeit, in jeder Lesung zu einem Abschluss
zu gelangen (zu dem Verfahrensablauf im Ein-
zelnen vgl. die schematische Übersicht auf der
nächsten Seite): Das Verfahren beginnt regel-
mäßig, indem die Europäische Kommission
(Kommission) einen Legislativvorschlag erar-
beitet und diesen dem Europäischen Parlament
(EP) und dem Rat der EU (Rat) zuleitet. In der
Folge kann der Rechtsakt bereits nach der ers-
ten Lesung des EP erlassen werden, wenn der
Rat den Standpunkt des EP zum Kommissi-
onsvorschlag billigt. Anderenfalls kann das EP
in zweiter Lesung den eigenen Standpunkt des
Rates ausdrücklich oder stillschweigend billi-
gen bzw. der Rat den Abänderungen des EP
zustimmen. Sollte bis dahin noch keine Ge-
samteinigung zwischen Rat und EP erzielt
worden sein, wird in dritter Lesung ein Ver-
mittlungsverfahren eingeleitet, bei dem der Rat
und das EP in direkten Verhandlungen eine
Einigung in Form eines gemeinsamen Ent-
wurfs herbeiführen können.
Durch den Vertrag von Lissabon wurde die
institutionelle Position des EP deutlich ge-
stärkt. Dies spiegelt sich auch in terminologi-
schen Änderungen des Art. 294 AEUV wider:
Nunmehr wird klargestellt, dass das EP – wie

der Rat – in erster und zweiter Lesung einen
„Standpunkt“ und nicht, wie im früheren Ver-
fahren, eine „Stellungnahme“ formuliert.
Als weitere Neuerung besteht bei dem
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die
Möglichkeit, von der Alleinzuständigkeit der
Kommission für einen Vorschlag eines Rechts-
aktes abzuweichen. In bestimmten Fällen kön-
nen Gesetzgebungsakte auch auf Initiative ei-
ner Gruppe von Mitgliedstaaten, auf Empfeh-
lung der Europäischen Zentralbank oder auf
Antrag des Gerichtshofs erlassen werden
(Art. 294 Abs. 15 AEUV).

Neben dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren werden Rechtsakte der EU auch in beson-
deren Gesetzgebungsverfahren angenommen.
Der Ablauf dieser Verfahren ist jedoch nicht in
einer zentralen Vorschrift geregelt, sondern
wird von jeder Norm, die ein solches Verfah-
ren vorsieht, gesondert festgelegt.

Die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten
haben bei den Gesetzgebungsverfahren der EU
die Möglichkeit, einen Legislativvorschlag in-
nerhalb von acht Wochen nach seiner Vorlage
auf seine Vereinbarkeit mit dem Subsidiari-
tätsprinzip zu überprüfen und gegebenenfalls
eine Subsidiaritätsrüge zu erheben.
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Schematische Darstellung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens, Art. 294 AEUV
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Übermittlung des Vor
schlags an den Rat.
Übermittlung des Vorschlags an
das EP:

1. Lesung: EP legt Standpunkt zu
Vorschlag fest und übermittelt ihn

an den Rat,
Art. 294 Abs. 3 AEUV.
-
t

Rat billigt den Standpunkt des EP:

echtsakt ist in der Fassung des Stand
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Art. 294 Abs. 4 AEUV.
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Art. 294 Abs. 5, 6 AEUV.
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Mehrheit seiner Mitglieder ab:

Rechtsakt gilt als nicht erlassen,
Art. 294 Abs. 7 lit. b AEUV.
2. Lesung: EP billigt binnen 3 Mona-
ten Standpunkt des Rates bzw. fasst

keinen Beschluss:

Rechtsakt gilt dem Standpunkt des
Rates entsprechend als erlassen,

Art. 294 Abs. 7 lit. a AEUV.
2. Lesung: EP schlägt binnen 3 Mo-
naten mit Mehrheit seiner Mitglieder
Abänderungen am Standpunkt des

Rates vor:

Vorschlag des EP wird Rat und
Kommission zugeleitet,

Art. 294 Abs. 7 lit. c AEUV.
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